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RECHTECK

Eigenbedarf und Wohnungsgröße
Der 8. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs
(BGH) hat sich diversen Fragen zur Eigen-
bedarfskündigung gewidmet. Danach
müssen Gerichte den Wohnbedarf respek-
tieren, den der Vermieter für sich ocler sei-
ne Angehörigen als angemessen ansieht.
Sie sind nicht berechtigt, ihre Vorstellun-
gen von angemessenem Wohnen an die
Stelle des Vermieters zu setzen. Der
Wohnbedarf ist riur auf Rechtsmiss-
brauch zu überprüfen, wobei nicht ein
ùberhöhter Wohnbedarf, sondern nur ein
weit überhöhter als rechtsmissbräuchlich
gilt. Richtwerte, wann bei einem Allein-
stehenden von einem weit überhöhten
Wohnbedarf auszugehen ist, lassen sich
nicht festsetzen. Hie¡ ist stets eine Einzel-
fallbetrachtung vorzunehmen. BGH, Ur-
teil vom 4. März 2075, Az.VlIl 2F.166174.

Keine Maklerprovision
Ein Makler hat keinen Provisionsan-
spruch, wenn der Grundstùckskaufver-
trag inhaltlich erheblich von der Leistung
abweicht, die der Makler seinem Kunden
angeboten hatte. Voriiegend bot der Ver-
käufer Bürogebäude, Produktionshallen
und Garagen an, der Makler hingegen ein
Grundstück, das als Waschstraße und
Spielhalle geil)tzf werden könne. Zudem
wies der Makler einen Kaufpreis von 1,25
Millionen Euro aus. Zustande kam der
Kaufvertrag erst nach den Bemühungen
eines anderen Maklers zum Preis von
775 000 Euro. Nach A¡sicht des Senats
wichen Kauþreis und Kaufbedingungen
derart vom Angebot des (Erst-)Maklers
ab, dass es an der erforderlichen Kongru-
enz zwischen Angebot und dem zustande
gekommenen Kaufvertrag fehle. Oberlan-
desgericht Bremen, Urteil vom 5 . Dezem-
ber 2014, Az.2U 86114.

Wassergeräusche kein Mietmangel
Nimmt ein Mieter in seinem Schlafzim-
mer Ge¡áusche aus dem angrenzenden
Bad wahr, die durch das Betätigen der Ar-
maturen durch seinen Mitbewohner und
das Fließen des Wassers entstehen, stellt
dies keinen Mangel der Mietsache dar.

Um ein störungsfreies Wohnen zu ermög-
Iichen, ist bei einer Mietwohnung zwar
ein Mindestmaß an SchaÌlschutz einzuhal-
ten. Eine zwingende Regelung für Schall-
schutzmaßnahmen, wie sie bei ben4chbar-
tenWohnungen gilt, ist bei Räumen inner-
halb einer Wohnung aber nicht einzuhal-
ten. lm Vergleich zu¡ Nachbarwohnung
geht man bei einem Eiruug mit einer an-
deren Person in eine gemeinsame Vy'oh-
nung freiwillig ein enges Näheverhältnis
ein. Auch ist das Geräuschverhalten in
der eigenen 

.Wohnung 
beeinflussbar, das

der Nachbarn nur eingeschränkt. An den
Lärmschutz zwischen fremden Wohnun-
gen sind daher höhere Anforderungen zu
stellen. Amtsgericht Spandau, Urteil vom
4. April 201,4. Az.3 C 51611.3.
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Unvol lständ ige Putzleistung
Auch eine unvollständig erbrachte Leis-
tung stellt eine mangelhafte Leistung dar.
Nach einem Streit über die Ausführungs-
weise von Putzarbeiten stellte der Auf-
tragnehmer die A¡beiten ein und forderte
Restwerklohn. Im Gegenzug verlangte
der Auftraggeber einen Kostenvorschuss
für die erforderliche Mängelbeseitigung -
zu Recht. Eine unvollständige Leistung
stellt eine Abweichung von der Soll-Be-
schaffenheit und damit einen Mangel dar.
Solange ein Nachbesserungsanspruch des
Auftraggebers besteht, kann dieser einen
Kostenvorschuss fùr die unvollständig er-
brachte Werkleistung verlangen, so das
Oberlandesgedcht Köln, Beschluss vom
29. August 201,4, Az.1,9U 200113.

Rein optische Mängel
Im Allgemeinen kann der Werkunterneh-
mer seinem Auftraggeber im Rahmen des

Nachertüllungsverlangens wegen rein op-
tischer Mängel der hergestellten Sache
entgegenhalten, dass die Nachbesserung
im Verhältnis zu den Kosten unverhältnis-
mäßig ist. Davon ist aber eine Ausnahme
zu machen, wenn de¡ Auftraggeber ein
nachvollziehbares lnteresse an einer op-
tisch einwandfreien Leistung hat und den
Unternehmer ein maßgebliches Verschul-
den an dem Mangel rríffr.Letzte¡es nahm
das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf
für den Fall an, dass der Auftragnehmer
sehenden Auges sein Gewe¡k hat fehler-
haft autbringen und weiterverarbeiten las-
sen in der Hoffnung, es faile nicht auf.
OLG Dässeldorf, Urteil vom 4. Novem-
ber 2014, Az,21,U 2311.4.
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